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GEÄNDERTE MACHTVERHÄLTNISSE  
NATIONALE WAHLEN STÄRKEN EU-WIRTSCHAFTSLOBBY
Vor kurzem haben in Dänemark, Slowenien, Bulgarien und Ungarn Wahlen stattgefunden. Damit ver-
bunden ist eine neuerliche Änderung der Kräfteverhältnisse auf Ebene der Europäischen Staats- und 
Regierungschef:innen und auch bei den Fachminister:innen-Räten. Eine Partei dominiert in allen drei 
gesetzgebenden EU-Institutionen deutlich.

Welche Effekte die Wahlen auf 
nationaler Ebene für Europa haben

Die Parlamentswahlen in Ungarn haben auf 

EU-Ebene für ein Aufatmen gesorgt: Der 

bisherige Premierminister Viktor Orbán, der 

immer wieder Ratsentscheidungen blockiert 

und verzögert hat, wurde am 12. April 2026 

abgewählt. Sein Konkurrent Peter Magyar 

errang eine Zweidrittel-Mehrheit. Die Erwar-

tung der EU an die neue ungarische Regie-

rung ist groß: Die demokratischen Grund-

prinzipien, die von der Orbán-Regierung 

jahrelang missachtet wurden, wie beispiels-

weise im Bereich der Justiz und der Medien-

freiheit, sollen rasch wiederhergestellt wer-

den. Diese Erwartungen dürften jüngsten 

Ankündigungen zufolge auch erfüllt werden.1 

Nicht zu vergessen ist allerdings, dass Ma-

gyar ursprünglich selbst aus der Orbán-Par-

tei Fidesz kam und deshalb auch Vorbehalte 

angebracht sind. Als EU-Abgeordneter hat 

er beispielsweise erst kürzlich gegen den 

Ukraine-Hilfskredit gestimmt. Zudem hat er 

festgestellt, dass die bisherige Migrations-

politik so weiterlaufen solle wie bisher.2 Mit 

Magyar kommt nun jedoch ein Premiermi-

nister aus dem konservativen Umfeld in der 

EU hinzu, während die Rechtspopulist:innen 

einen gewichtigen Politiker in dieser Posi-

tion verlieren. Nicht vergessen werden darf 

jedoch, dass auch Orbán – bis zu seinem 

endgültigen Austritt 2021 – über viele Jahre 

hinweg in der Europäischen Volkspartei be-

heimatet war. 

Anders sieht die Situation in Bulgarien aus: 

Der ehemalige bulgarische Präsident Rumen 

Radev hat die Wahl deutlich für sich entschie-

den. Mit seiner neu gegründeten Partei „Pro-

gressives Bulgarien“ erreichte er sogar die 

absolute Mehrheit. Nach fünf Wahlen inner-

halb von acht Jahren könnte dies dem Land 

zunächst politische Stabilität verschaffen.

Allerdings gilt Radev als EU-kritisch und 

russlandfreundlich.3 Bei der Wahl erfolgreich 

war er unter anderem mit dem Versprechen, 

gegen Korruption vorzugehen. Hinsichtlich 

der Ukraine zeigte er sich skeptisch hin-

sichtlich von Waffenlieferungen an die Uk-

raine und Sanktionen gegen Russland, be-

tonte aber gleichzeitig EU-Beschlüsse dazu 

Von  
Frank Ey

Das Orbán- 
Regime ist  

Geschichte:  
Wie stark sich 

die Politik 
Ungarns nun 

tatsächlich 
verändern wird, 

bleibt abzu
warten.

1

 Europäische Volkspartei 	

 Rechtspopulisten 

 Liberale für Europa 	

 Sozialdemokratische Partei Europas
 Progressives Bündnis Bulgarien

Zusammensetzung des  
Europäischen Rats per Juni 2026

14

5

4

3

Quelle: Eigene Darstellung



Seite 32 | infobrief eu & international 2|2026

nicht blockieren zu wollen.4 Sein Bündnis 

vereint politisch unterschiedliche Strömun-

gen: Neben sozialdemokratischen Kräften 

gehören ihm auch Politiker:innen an, die im 

Europäischen Parlament Teil der Fraktion 

der Europäischen Konservativen und Refor-

mer sind – jener Gruppe, der unter anderem 

auch die Fratelli d’Italia von Giorgia Meloni 

angehört. Wie seine Politik im Alltag letztlich 

zu bewerten ist, wird sich erst in den kom-

menden Monaten zeigen.

Offene Fragen bei der Regierungsbildung 
in Slowenien und Dänemark

Bereits im März 2026 gab es Parlaments-

wahlen in Dänemark und Slowenien. Hier ist 

noch nicht geklärt, wie die dortigen Regie-

rungen zusammengesetzt sein werden. In 

Dänemark führt nun jedenfalls der rechts-

liberale Lund Poulsen die Gespräche zur 

Bildung einer neuen Regierung, nachdem 

die derzeit regierende sozialdemokratische 

Premierministerin Mette Frederiksen keine 

Einigung erreichen konnte. 

In Slowenien wurde Janez Janša im Mai 

2026 zum Premierminister gewählt. Janša 

ist rechtspopulistisch, steht dem Orbán-La-

ger nahe und ist ein Fan von US-Präsiden-

ten Trump. Er führt nun eine rechte Min-

derheitsregierung an. Janša war bereits bis 

2022 Regierungschef und fiel damals mit 

Angriffen auf unabhängige Medien, Zivilor-

ganisationen und Gewerkschaften auf. 5 Die 

bislang liberal-soziale Koalition hat nach 

den Wahlen keine Mehrheit mehr.6

Die aktuellen Kräfteverhältnisse im Rat

Nach dem Regierungswechsel in Ungarn 

im April 2026 sowie der Bildung der neuen 

Regierung in Bulgarien werden im Euro-

päischen Rat insgesamt 14 Staats- und 

Regierungschef:innen der Europäischen 

Volkspartei (EVP) angehören. Zudem zäh-

len fünf Regierungschef:innen zu populis-

tischen beziehungsweise nationalistischen 

Parteien. Die Liberalen stellen drei, die So-

zialdemokrat:innen (SPE) vier Regierungs-

chef:innen. Im Falle Dänemarks ist der Aus-

gang der Regierungsverhandlungen nach 

den Wahlen im März 2026 derzeit noch 

offen.7 

Auch wenn die Europäische Volkspartei 

auf Ratsebene klar dominiert, zeigt sich 

bei einem näheren Blick auf die Koalitio-
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nen in den einzelnen EU-Mitgliedsländern, 

dass mehrere politische Gruppierungen 

im Vergleich zu 2017 (auf Fachminister:in-

nen-Ebene) weiterhin gut repräsentiert 

sind. So sind neben der EVP insbesondere 

die Liberalen und die Sozialdemokrat:innen 

stark vertreten, während die Rechtspopu-

list:innen nicht zugelegt haben. Die Grünen 

sind per 2026 in keiner einzigen Regierung 

mehr vertreten.  

Klare Kräfteverhältnisse auch im EU-
Parlament und in der EU-Kommission

Die Europäische Volkspartei ist derzeit in al-

len drei EU-Institutionen tonangebend, hat 

in der Europäischen Kommission eine abso-

lute Mehrheit und dominiert auch im Euro-

päischen Parlament.8

Wenig überraschend haben die deutlichen 

Machtverhältnisse auf EU-Ebene auch 

Auswirkungen im politischen Alltag: Seit 

den EU-Wahlen 2024 orientiert sich Kom-

missionspräsidentin Ursula von der Leyen 

zunehmend an den Interessen großer Un-

ternehmenslobbys, während das Gemein-

wohl offenbar stärker in den Hintergrund 

rückt.

Im Mittelpunkt steht derzeit vor allem die 

Deregulierungspolitik. Ziel ist es, zahlreiche 

EU-Gesetze – darunter auch Regelungen, 

die erst in der vergangenen Legislaturpe-

riode beschlossen wurden – im Sinne von 

Unternehmen abzuschwächen oder ganz 

abzuschaffen. Dafür nutzt die Kommission 

sogenannte Omnibus-Verfahren, bei denen 

mehrere Gesetzesvorhaben gebündelt und 

gemeinsam behandelt werden. Trotz Kritik 

von Gewerkschaften und zivilgesellschaft-

lichen Organisationen dürften die Verhand-

lungen ohne größere Verzögerungen fortge-

setzt werden.

Auch außerhalb dieser Verfahren setzt die 

Kommission weiterhin zentrale Anliegen der 

Wirtschaftslobby um, etwa mit dem geplan-

ten sogenannten „28. Regime“. Dieses neue 

EU-Rechtsinstrument könnte Unterneh-

menspflichten weiter abbauen und zugleich 

Möglichkeiten schaffen, arbeitsrechtliche 

Standards zu umgehen.

Superwahljahr 2027 könnte erhebliche 
Änderungen im Rat bringen

Kommendes Jahr stehen in den großen 

EU-Mitgliedsländern Frankreich, Spanien, 
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Italien und Polen Wahlen an, die zu erheb-

lichen Änderungen in der Zusammenset-

zung des Rats führen könnten. Ob der Trend 

konservative bis rechtspopulistische Kräfte 

weiter stärken wird, ist noch nicht abschätz-

bar. Im Europäischen Parlament und in der 

EU-Kommission sind die nächsten Ände-

rungen in der politischen Zusammensetzung 

erst mit den EU-Wahlen 2029 zu erwarten.

Frank Ey, AK Wien
frank.ey@akwien.at
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EDITORIAL 
Der Rückbau sozialer und ökologischer Errungenschaften in der Europä-
ischen Union schreitet voran. Wie unsere  Gastautor:innen Nina Katzemich, 

Max Bank und Felix Duffy von Lobbycontrol warnen, schwächt die Deregulie-

rungswelle der EU-Kommission europäische Schutzstandards für Menschen 

und Umwelt, vergrößert bestehende Machtungleichgewichte und bedroht 

die demokratische Teilhabe. Die kontroversen Verhandlungen zum nächsten 

EU-Finanzrahmen zeigen ebenso deutliche Verschiebungen der Prioritäten 

weg von Sozialem und hin zu Verteidigung und Wettbewerb, wie Frank Ey in 

seinem Beitrag erläutert – doch noch ist nichts entschieden und Einstimmig-

keit unter den EU-Mitgliedsstaaten nötig! Der Zukunft der europäischen Mo-

bilität sind zwei Beiträge gewidmet: Alexander Eigner setzt sich mit dem mög-

lichen Aus des Verbrenner-Aus auseinander und legt dar, wieso die EU-Kom-

mission beim Verbrenner-Aus ab 2035 auf Kurs bleiben muss. Julia Eder lenkt 

den Fokus auf den viel zu wenig beleuchteten Bahnausbau, der ökologisch 

und ökonomisch Sinn macht und mit breiten Allianzen vorangetrieben werden 

muss. Unser Gastautor Michael Reckordt von Powershift analysiert die euro-

päische Rohstoffpolitik anhand bisher vorgelegter strategischer Projekte und 

legt dar, wieso wir von europäischer Unabhängigkeit weit entfernt sind und 

Ressourcenschutz und -reduktion größere Aufmerksamkeit erfahren müssen. 

Zuletzt hat sich Felix Mayr für uns das Buch „Verteidigung der Demokratie“ 

von Tamara Ehs angesehen und stellt die Frage, ob das ursprüngliche Ver-

sprechen der Demokratie nach einem sicheren, friedvollen und gleichen Mit-

einander heute eingelöst wird – und welche Konsequenzen das hat. 

Wir wünschen eine spannende Lektüre! Die Redaktion 
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EDITORIAL 

Es hat sich wieder einiges getan. Neben einer überraschenden Einigung 

der Verhandlungsparteien beim Mercosur-Abkommen wird der internati-

onale Handel derzeit durch die ersten Ankündigungen von Donald Trump 

zu einem zentralen Thema in der Berichterstattung. Lisa Mittendrein gibt 

einen ersten Überblick über die Umbaupläne des (wieder) US-Präsidenten. 

Monika Feigl-Heihs skizziert das Mercosur-Abkommen und gibt eine Ein-

schätzung zu dessen Risiken und Nebenwirkungen ab. 

Frank Ey zeigt auf, dass die aktuelle Kommission unter neuerlicher Leitung 

von Von der Leyen nicht mit der letzten Kommissionsperiode verwech-

selt werden sollte – und mahnt zu einer europäischen Politik, die auch 

Arbeitnehmer:innen einbezieht. Julia Wegerer kritisiert, dass im Europä-

ischen Semester ein zu enger Blickwinkel auf die Wettbewerbsfähigkeit 

gelegt wird, der riskiert, Beschäftige einmal mehr außen vor zu lassen. Fe-

lix Mayr rückt einige der wesentlichen Erkenntnisse einer aktuellen Studie 

zu Audits und Zertifizierungen im Bereich nachhaltiger Lieferketten in den 

Blickpunkt. Bastian Henriquez Blauth stellt ein aktuelles Buch vor, in dem 

Etienne Schneider die deutsche Industrie- und Europapolitik genauer un-

ter die Lupe nimmt. Schließlich bespricht Felix Mayr ein Buch der Migra-

tionsforscherin Judith Kohlenberger zur aktuellen EU-Grenzpolitik – und 

was das mit dem aktuellen Rechtsruck zu tun hat.

Wir wünschen eine wie immer informative und spannende Lektüre!
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